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ENTSCHLIESSUNG DES GEWERKSCHAFTSAUSSCHUSSES

Der Gewerkschaftsbund hat als Ziel der schweizerischen Einwanderungs- 
politik stets eine Herabsetzung der Zahl der ausländischen Arbeits­
kräfte gefordert. Diese soll so weit gehen, dass mindestens eine Stabi­
lisierung der ausländischen Wohnbevölkerung erreicht wird.

Der Abbau der Zahl der Erwerbstätigen soll nicht durch Ausweisungen, 
sondern ausschliesslich durch Beschränkung der Neueinreisen erwerbs­
tätiger Ausländer erreicht werden. Wer dauernd in der Schweiz arbei­
tet, soll das Recht haben, mit seiner Familie zusammenzuleben.

Während der letzten Jahre haben jährlich über *40*000 erwerbstätige 
Ausländer freiwillig die Schweiz verlassen. Als Folge der schrittweise 
verschärften Einwanderungsbeschränkungen hat sich im letzten Jahr die 
Zunahme der ausländischen Wohnbevölkerung bereits auf etwas über 
20'000 Personen zurückgebildet. Durch die verschärfte Stabilisierungs­
politik des Bundesrates ist die Zahl der Neueinreisen erwerbstätiger 
Ausländer von 36'000 im Jahr 197 3 auf 20’500 für die nächste Zwölf- 
monatsperiode herabgesetzt worden. Gegenüber Industrie und Gewerbe 
besteht heute - abgesehen von Grenzgängern und Saisonarbeitern - prak­
tisch ein Einwanderungsstopp. Das noch bestehende Einreisekontingent 
ist fast vollständig für die Spitäler, die Landwirtschaft und das 
Erziehungswesen bestimmt.

Der Ausschuss des Gewerkschaftsbundes stellt fest, dass die unter dem 
unablässigen Druck des Gewerkschaftsbundes verschärfte bundesrätliche 
Stabilisierungspolitik materiell den gewerkschaftlichen Forderungen 
zwar noch nicht vollständig, aber weitgehend entspricht.

Der breiten Oeffentlichkeit ist noch kaum bewusst geworden, wie stark 
durch die schrittweise verschärfte Einwanderungsbegrenzung die Ueber- 
fremdungssituation ihren Charakter verändert hat. Die Zahl der mit 
der Schweiz und den Schweizern nicht vertrauten Ausländer nimmt von 
Jahr zu Jahr ab. Anderseits sind bereits heute über ein Drittel der 
ausländischen Wohnbevölkerung entweder hier geboren, ausgebildet oder 
zum Schulbesuch verpflichtet. Es dürfte wesentlich weniger Schwierig­
keiten bieten, die wachsende Zahl von Ausländern der zweiten Genera­
tion zu assimilieren und zu integrieren, als eine Welle von Neueinwan­
derern zu bewältigen, wie sie von 195 9 - 6 4 von den Behörden in unver­
antwortlicher Weise zugelassen wurde. Nicht nur mit Blick auf die 
Gegenwart, sondern vor allem im Hinblick auf die Zukunft, betrachten 
wir die verschärfte Stabilisierungspolitik, ergänzt durch Bestrebungen 
zur Integration vor allem der zweiten Generation, als geeignet zur 
Beseitigung der Ueberfremdungsgefahr.

Der Ausschuss des Gewerkschaftsbundes empfiehlt deshalb den Arbeit­
nehmern und ganz allgemein den Stimmberechtigten, am 20. Oktober 1974 
gegen die extreme Initiative der Nationalen Aktion zu stimmen. Es wäre 
unverantwortlich, über eine halbe Million Ausländer innerhalb von 
drei Jahren zum Verlassen unseres Landes zu zwingen. Darunter müssten 
sich auch Zehntausende von Niedergelassenen befinden, denen das Recht 
auf unbefristeten Aufenthalt bereits gewährt worden ist. Ein derarti-



ger Rechtsbruch müsste nicht nur dem Ruf unseres Landes schaden. Er 
würde auch einen neuen Graben aufreissen gegenüber den in der Schweiz 
noch verbleibenden Ausländern, einschliesslich jener der zweiten 
Generation.

Die Initiative ist so extrem konzipiert, dass wirtschaftlich stark 
entwickelte Kantone wie Zürich, beide Basel, Schaffhausen, Aargau, 
Solothurn, Neuenburg und Zug 40 - 60 Prozent der auf ihrem Gebiet 
wohnhaften Ausländer ausweisen müssten, Genf, Waadt und das Tessin 
sogar mehr. Diesen Kantonen würde nichts anderes übrigbleiben, als zu 
versuchen, die Ausgewiesenen durch die Abwerbung von Schweizern aus 
ändern Gebieten soweit als nur möglich zu ersetzen. Selbst wenn ihren 
dies nur teilweise gelänge, dürften die wirtschaftlich schwachen 
Alpen- und Voralpengebiete einen bevölkerungspolitischen Aderlass er­
fahren, von dem sie sich kaum mehr erholen könnten.

Eine Annahme der Initiative müsste mehr Probleme schaffen als lösen.
Die schweizerische V/irtschaft, deren Verwundbarkeit in letzter Zeit 
zugenommen hat, dürfte den Schock, ausgelöst durch einen drastischen 
Ausländerabbau und verstärkt durch eine innerschweizerische Wanderungs­
bewegung, nur unter grossen Schwierigkeiten überwinden können. Die 
Probleme würden auch vor dem öffentlichen Bereich, insbesondere der 
AHV, nicht halt machen. Die Anzahl der Beitragszahler würde um gegen 
400'000 Personen vermindert, während die Zahl der Rentner während 
10 - 15 Jahren keine wesentliche Herabsetzung erfahren würde.

Der Ausschuss des Gewerkschaftsbundes fordert die stimmberechtigten 
Schweizerinnen und Schweizer auf, trotz der schweren und für viele 
schwer zu ertragenden Fehler, die in der Einwanderungspolitik in der 
Vergangenheit fraglos begangen wurden, die Initiative der Nationalen 
Aktion abzulehnen. Eine konsequente und verschärfte Stabilisierungs­
politik, über deren strikte Weiterführung der Gewerkschaftsbund wacht, 
wird es unserem Lande auf menschliche und würdige Weise ermöglichen, 
mit dem Ueberfremdungsproblem fertig zu werden.


